
Einladung zur 
Hauptversammlung
2005



Die Aktionäre unserer Gesellschaft 

werden hiermit zu der am

Donnerstag, den 19. Mai 2005, 10.00 Uhr,

im Congress Center Rosengarten, Musensaal,

Rosengartenplatz 2, Mannheim, stattfindenden

ordentlichen Hauptversammlung

eingeladen.
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Ordentliche 
Hauptversammlung



Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses, des gebil-
ligten Konzernabschlusses und des zusammengefas-
sten Lageberichts für die Bilfinger Berger AG und den
Konzern sowie des Berichts des Aufsichtsrats für das
Geschäftsjahr 2004

Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanz-
gewinns

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Jahres-

abschluss des Geschäftsjahres 2004 ausgewiesenen

Bilanzgewinn von Euro 36.744.666,00 zur Ausschüt-

tung einer Dividende von Euro 1,00 je Stückaktie 

auf das dividendenberechtigte Grundkapital von 

Euro 110.233.998,00 zu verwenden. Die Dividende ist am

20. Mai 2005 zahlbar.

Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstands für
das Geschäftsjahr 2004

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, Entlastung 

zu erteilen.

Beschlussfassung über die Entlastung des Aufsichtsrats
für das Geschäftsjahr 2004

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, Entlastung 

zu erteilen.

1.

2.

3.

4.
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Tagesordnung



Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Erwerb
und zur Verwendung eigener Aktien sowie zum Aus-
schluss des Bezugsrechts

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen:

a) Die von der Hauptversammlung am 26. Mai 2004

beschlossene und bis zum 25. November 2005 befri-

stete Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien wird

aufgehoben und durch nachfolgende Ermächtigung

zum Erwerb eigener Aktien ersetzt.

Der Vorstand wird ermächtigt, bis zum 18. November

2006 mit Zustimmung des Aufsichtsrats eigene

Aktien der Gesellschaft in einem Umfang von bis zu

zehn Prozent des derzeitigen Grundkapitals zu erwer-

ben mit der Maßgabe, dass auf die aufgrund dieser

Ermächtigung zu erwerbenden Aktien zusammen

mit anderen Aktien der Gesellschaft, welche die

Gesellschaft bereits erworben hat und noch besitzt

oder die ihr gemäß §§ 71 d und 71 e AktG zuzurechnen

sind, zu keinem Zeitpunkt mehr als zehn Prozent des

Grundkapitals der Gesellschaft entfallen.

Der Erwerb kann über die Börse oder mittels eines an

alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Erwerbsange-

bots erfolgen. Im Fall des Erwerbs über die Börse darf

der Erwerbspreis den durchschnittlichen im XETRA-

Handel der Deutschen Börse AG (oder einem ver-

gleichbaren Nachfolgesystem) ermittelten Schluss-

kurs der Aktie an den jeweils fünf vorangehenden

Börsentagen um nicht mehr als zehn Prozent über-

bzw. unterschreiten. Bei einem öffentlichen Erwerbs-

angebot darf der Angebotspreis den durchschnitt-

lichen im XETRA-Handel der Deutschen Börse AG

(oder in einem vergleichbaren Nachfolgesystem)

ermittelten Schlusskurs der Aktie in dem Zeitraum

vom 13. bis 4. Börsentag, der der Veröffentlichung des

Erwerbsangebots vorausgeht, um nicht mehr als

zwanzig Prozent über- bzw. unterschreiten. Die

5.
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Ermächtigung erlaubt den Erwerb eigener Aktien im

ganzen Umfang oder in Teilbeträgen sowie einen ein-

maligen oder mehrmaligen Erwerb. Der Erwerb kann

auch durch von der Bilfinger Berger AG im Sinn von 

§ 17 AktG abhängige Konzernunternehmen oder für

ihre oder deren Rechnung durch Dritte durchgeführt

werden.

b) Der Vorstand wird ermächtigt, die nach vorstehender

Ermächtigung erworbenen eigenen Aktien entweder

unter Beachtung des Gleichbehandlungsgrundsatzes

allen Aktionären zum Erwerb anzubieten oder über

die Börse zu veräußern. Der Vorstand wird weiter

ermächtigt, die nach vorstehender Ermächtigung

erworbenen eigenen Aktien mit Zustimmung des

Aufsichtsrats 

ba) gegen Sacheinlagen im Rahmen des Zusammen-

schlusses mit anderen Unternehmen oder im

Rahmen des Erwerbs von Unternehmen, Teilen

von Unternehmen oder Beteiligungen daran

anzubieten und zu übertragen oder 

bb) ohne weiteren Hauptversammlungsbeschluss

einzuziehen oder

bc) zur Erfüllung von Wandlungs- und Optionsrech-

ten aus von der Gesellschaft oder einem Kon-

zernunternehmen ausgegebenen Schuldver-

schreibungen zu verwenden.

Die Ermächtigungen können einmal oder mehrmals,

einzeln oder gemeinsam ausgenutzt werden.

Das Bezugsrecht der Aktionäre auf die eigenen

Aktien wird insoweit ausgeschlossen, als diese

Aktien gemäß der vorstehenden Ermächtigung unter

lit. ba) oder bc) verwandt werden.

Bericht des Vorstands gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 i. V. m. § 186

Abs. 4 Satz 2 AktG zu Punkt 5 der Tagesordnung:
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Die Ermächtigung unter Punkt 5 der Tagesordnung soll

der Gesellschaft unter anderem die Möglichkeit geben,

die rückerworbenen Aktien Dritten im Rahmen des

Zusammenschlusses mit anderen Unternehmen oder

beim Erwerb von Unternehmen, Teilen von Unterneh-

men oder Beteiligungen daran anbieten zu können.

Zunehmend ergibt sich bei Unternehmens- bzw. Beteili-

gungserwerben die Notwendigkeit, als Gegenleistung

nicht Geld, sondern eigene Aktien bereitzustellen. Die

Gesellschaft erhält mit der Ermächtigung die notwendi-

ge Flexibilität, um Möglichkeiten zum Unternehmens-,

Unternehmensteil- oder Beteiligungserwerb und zum

Zusammenschluss unter Einbeziehung dieser Form der

Gegenleistung zu nutzen. Hierfür ist der vorgeschlagene

Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre erforderlich.

Konkrete Pläne zur Ausübung der Ermächtigung beste-

hen derzeit nicht. Darüber hinaus sollen die zurücker-

worbenen Aktien zur Erfüllung von Wandel- und

Optionsrechten aus von der Gesellschaft oder einem

Konzernunternehmen ausgegebenen Schuldverschrei-

bungen verwendet werden können. Mit der Übertragung

eigener Aktien zur Erfüllung dieser Wandel- und

Optionsrechte anstelle einer Inanspruchnahme des

bedingten Kapitals kann insbesondere einem sonst ein-

tretenden Verwässerungseffekt entgegengewirkt wer-

den.

Beschlussfassung über die Ermächtigung zur Ausgabe
von Wandel- und Optionsanleihen und zum Ausschluss
des Bezugsrechts nebst gleichzeitiger Schaffung eines
bedingten Kapitals und Satzungsänderung

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden

Beschluss zu fassen:

a) Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und

Optionsanleihen und zum Ausschluss des Bezugs-

rechts

6.
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(1) Ausgabe, Nennbetrag, Aktienzahl, Laufzeit

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des

Aufsichtsrats bis zum 18. Mai 2010 einmalig oder

mehrmals auf den Inhaber lautende Wandel-

und/oder Optionsanleihen (Schuldverschreibungen)

im Gesamtnennbetrag von bis zu Euro

250.000.000,00 mit einer Laufzeit von längstens 15

(fünfzehn) Jahren ab Ausgabe zu begeben und den

Inhabern von Wandelanleihen Wandlungsrechte

bzw. den Inhabern von Optionsanleihen Options-

rechte auf auf den Inhaber lautende Stückaktien der

Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag am Grund-

kapital von insgesamt bis zu Euro 11.023.398,00 (dies

entspricht zehn Prozent des derzeitigen Grundkapi-

tals), eingeteilt in bis zu 3.674.466 Stückaktien, nach

näherer Maßgabe der Wandelanleihe- bzw. Options-

anleihebedingungen (Anleihebedingungen) zu

gewähren.

Sie können auch durch ein Konzernunternehmen der

Bilfinger Berger AG ausgegeben werden; für diesen

Fall wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung

des Aufsichtsrats seitens der Bilfinger Berger AG die

Garantie für Schuldverschreibungen zu übernehmen

und den Inhabern von Schuldverschreibungen Wand-

lungs- bzw. Optionsrechte auf auf den Inhaber lau-

tende Stückaktien der Bilfinger Berger AG zu gewäh-

ren bzw. zu garantieren.

(2) Wandlungs-/Optionsrecht

Im Falle der Ausgabe von Wandelanleihen erhalten

die Inhaber das Recht, ihre Wandelanleihe in auf den

Inhaber lautende Stückaktien der Bilfinger Berger AG

zu wandeln. Das Wandlungsverhältnis ergibt sich aus

der Division des Nennbetrags oder des unter dem

Nennbetrag liegenden Ausgabebetrags einer Teil-

schuldverschreibung durch den festgesetzten Wand-

lungspreis für eine Aktie der Gesellschaft und kann
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auf eine volle Zahl auf- oder abgerundet werden; fer-

ner kann eine in bar zu leistende Zuzahlung und die

Zusammenlegung oder ein Ausgleich für nicht wand-

lungsfähige Spitzen festgesetzt werden.

Im Fall der Ausgabe von Optionsanleihen werden

jeder Teilschuldverschreibung ein oder mehrere

Optionsschein(e) beigefügt, die den Inhaber zum

Bezug von auf den Inhaber lautenden Stückaktien der

Bilfinger Berger AG berechtigen. Die Optionsbedin-

gungen können vorsehen, dass der Optionspreis auch

durch Übertragung von Teilschuldverschreibungen

und gegebenenfalls eine bare Zuzahlung erfüllt wer-

den kann. Der anteilige Betrag des Grundkapitals, der

auf die je Teilschuldverschreibung zu beziehenden

Aktien entfällt, darf den Nennbetrag der Teilschuld-

verschreibungen nicht übersteigen. Soweit sich

Bruchteile von Aktien ergeben, kann vorgesehen

werden, dass diese Bruchteile, gegebenenfalls gegen

Zuzahlung, zum Bezug ganzer Aktien aufaddiert wer-

den können.

(3) Wandlungs-/Optionspreis, Wandlungspflicht

Der jeweils festzusetzende Wandlungs- bzw. Options-

preis für eine Aktie muss mit Ausnahme einer Wand-

lungs- bzw. Optionspflicht mindestens dem nicht

gewichteten durchschnittlichen Schlusskurs der

Aktien der Bilfinger Berger AG im XETRA-Handel der

Frankfurter Wertpapierbörse oder einem vergleich-

baren Nachfolgesystem an den letzten 10 Börsenta-

gen vor dem Tag der Beschlussfassung durch den Vor-

stand über die Ausgabe der Options- oder Wandelan-

leihen entsprechen oder – für den Fall der

Einräumung eines Bezugsrechts – dem nicht gewich-

teten durchschnittlichen Schlusskurs der Aktien der

Bilfinger Berger AG im XETRA-Handel der Frankfurter

Wertpapierbörse oder einem vergleichbaren Nachfol-

gesystem während der Tage, an denen die Bezugs-

rechte auf die Options- oder Wandelanleihe an der
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Frankfurter Wertpapierbörse gehandelt werden, mit

Ausnahme der beiden letzten Börsentage des Bezugs-

rechtshandels, entsprechen. § 9 Abs. 1 AktG bleibt

unberührt.

Die Anleihebedingungen können auch eine Wand-

lungs- bzw. Optionspflicht oder das Recht der Gesell-

schaft vorsehen, bei Endfälligkeit der Schuldver-

schreibungen (dies umfasst auch eine Fälligkeit

wegen Kündigung) den Anleihegläubigern ganz oder

teilweise anstelle der Zahlung des fälligen Geldbe-

trags Aktien der Gesellschaft zu gewähren. In diesen

Fällen kann der Wandlungs- bzw. Optionspreis nach

näherer Maßgabe der Anleihebedingungen dem

nicht gewichteten durchschnittlichen Schlusskurs

der Aktien der Bilfinger Berger AG im XETRA-Handel

der Frankfurter Wertpapierbörse oder einem ver-

gleichbaren Nachfolgesystem während der letzten 10

Börsentage vor oder nach dem Tag der Endfälligkeit

entsprechen, auch wenn der Kurs unterhalb des oben

genannten Mindestpreises liegt. Der anteilige Betrag

des Grundkapitals der bei Wandlung auszugebenden

Aktien darf den Nennbetrag der Wandelanleihen

nicht übersteigen.

(4) Verwässerungsschutz

Der Wandlungs- bzw. Optionspreis kann unbescha-

det des § 9 Abs. 1 AktG aufgrund einer Verwässe-

rungsschutzklausel nach näherer Bestimmung der

Anleihebedingungen dann ermäßigt werden, wenn

die Gesellschaft während der Wandlungs- oder

Optionsfrist unter Einräumung eines ausschließ-

lichen Bezugsrechts an ihre Aktionäre oder durch

eine Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln das

Grundkapital erhöht oder weitere Wandel- oder

Optionsanleihen begibt bzw. sonstige Wandel- oder

Optionsrechte gewährt oder garantiert und den Inha-

bern schon bestehender Wandel- oder Optionsrechte

hierfür kein Bezugsrecht eingeräumt wird, wie es

ihnen nach Ausübung des Wandlungs- bzw. Options-
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rechts zustehen würde. Die Ermäßigung des Wand-

lungs- bzw. Optionspreises kann auch durch eine Bar-

zahlung bei Ausübung des Wandlungs- bzw. Options-

rechts oder bei der Erfüllung einer Wandlungs- oder

Optionspflicht bewirkt werden. Die Anleihebedin-

gungen können darüber hinaus für den Fall der Kapi-

talherabsetzung oder anderer außerordentlicher

Maßnahmen bzw. Ereignisse (wie z. B. Kontrollerlan-

gung durch Dritte) eine Anpassung der Wandlungs-

oder Optionsrechte bzw. Pflichten vorsehen. Eine

Anpassung kann auch in Anlehnung an die Höhe der

während der Laufzeit der Wandel- oder Optionsanlei-

he erfolgenden Dividendenzahlungen der Gesell-

schaft vorgesehen werden.

(5) Ermächtigung zur Festlegung der weiteren

Schuldverschreibungsbedingungen

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des

Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Ausgabe

und Ausstattung der Schuldverschreibungen, insbe-

sondere Zinssatz, Ausgabekurs, Laufzeit und Stücke-

lung, Wandlungs- bzw. Optionszeitraum sowie im

vorgenannten Rahmen den Wandlungs- und

Optionspreis, zu bestimmen bzw. im Einvernehmen

mit den Organen des die Wandel- bzw. Optionsanlei-

he begebenden Konzernunternehmens festzulegen.

Die Anleihebedingungen können dabei auch

. ein variables Wandlungsverhältnis und eine

Bestimmung des Wandlungspreises (vorbehalt-

lich des oben bestimmten Mindestpreises) inner-

halb einer vorgegebenen Bandbreite in Abhän-

gigkeit von der Entwicklung des Kurses der Aktie

der Bilfinger Berger AG während der Laufzeit der

Anleihe vorsehen,

. vorsehen, dass die Wandel- bzw. Optionsanleihe

nach Wahl der Gesellschaft statt in neue Aktien

aus bedingtem Kapital in bereits existierende
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Aktien der Gesellschaft gewandelt werden bzw.

das Optionsrecht durch Lieferung solcher Aktien

erfüllt werden kann,

. das Recht der Gesellschaft vorsehen, im Fall der

Wandlung bzw. Optionsausübung bzw. nach

Erfüllung der Wandlungs- bzw. Optionspflichten

anstelle der Gewährung von Aktien einen Geld-

betrag zu zahlen, der für die Anzahl der anderen-

falls zu liefernden Aktien dem nicht gewichteten

durchschnittlichen Schlusskurs der Aktien der

Bilfinger Berger AG im XETRA-Handel der Frank-

furter Wertpapierbörse oder in einem vergleich-

baren Nachfolgesystem während der letzten 10

Börsentage vor oder nach Erklärung der Wand-

lung bzw. der Optionsausübung entspricht.

(6) Bezugsrecht und Ermächtigung zu dessen Aus-

schluss

Das gesetzliche Bezugsrecht wird den Aktionären in

der Weise eingeräumt, dass die Options- oder Wan-

delanleihen von einem oder mehreren Kreditinstitu-

ten oder einem Konsortium von Kreditinstituten mit

der Verpflichtung übernommen werden, sie den

Aktionären zum Bezug anzubieten. Der Vorstand ist

jedoch ermächtigt, Spitzenbeträge von dem Bezugs-

recht der Aktionäre auszunehmen.

Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung

des Aufsichtsrats das Bezugsrecht vollständig auszu-

schließen, sofern der Ausgabepreis der Schuldver-

schreibungen ihren nach anerkannten, insbesondere

finanzmathematischen Methoden ermittelten hypo-

thetischen Marktwert nicht wesentlich unterschrei-

tet. Jedoch darf der auf die aufgrund von Schuldver-

schreibungen nach dieser Ermächtigung auszu-

gebenden Aktien entfallende anteilige Betrag des

Grundkapitals insgesamt zehn Prozent des zum Zeit-

punkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung
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oder – falls dieser Wert geringer ist – des zum Zeit-

punkt der Ausübung der Ermächtigung bestehenden

Grundkapitals der Gesellschaft nicht überschreiten.

b) Bedingtes Kapital

Das Grundkapital wird um bis zu Euro 11.023.398,00

durch Ausgabe von bis zu 3.674.466 neuen, auf den

Inhaber lautenden Stückaktien mit einem anteiligen

Betrag des Grundkapitals von je Euro 3,00 bedingt

erhöht (Bedingtes Kapital III). Die bedingte Kapitaler-

höhung dient der Gewährung von Aktien bei Aus-

übung von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. bei

Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten aus

Wandel- oder Optionsanleihen, die gemäß vorstehen-

der Ermächtigung bis zum 18. Mai 2010 von der

Gesellschaft oder einem Konzernunternehmen aus-

gegeben werden, an die Inhaber der Wandelanleihen

oder Optionsscheine nach Maßgabe der Anleihebe-

dingungen. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu

dem nach Maßgabe des vorstehend bezeichneten

Ermächtigungsbeschlusses jeweils zu bestimmenden

Wandlungs- bzw. Optionspreis.

Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit

durchgeführt, wie die Inhaber von Wandelanleihen

oder Optionsscheinen von ihren Wandlungs- bzw.

Optionsrechten Gebrauch machen bzw. ihre Ver-

pflichtung zur Wandlung/Optionsausübung erfüllen

und das bedingte Kapital nach Maßgabe der Anleihe-

bedingungen benötigt wird. Die aufgrund der Aus-

übung des Wandlungs- bzw. Optionsrechts oder der

Erfüllung der Wandlungs- bzw. Optionspflicht ausge-

gebenen neuen Aktien nehmen vom Beginn des

Geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, am Gewinn

teil.

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des

Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durch-

führung der bedingten Kapitalerhöhung festzu-

setzen.
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c) Satzungsänderung

In § 4 der Satzung (Grundkapital und Aktien) wird fol-

gender neuer Absatz 8 eingefügt:

„Das Grundkapital ist um bis zu Euro 11.023.398,00,

durch Ausgabe von bis zu Stück 3.674.466 auf den

Inhaber lautende Stückaktien, bedingt erhöht

(Bedingtes Kapital III). Die bedingte Kapitalerhöhung

wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber von

Wandelanleihen oder Optionsscheinen, die von der

Gesellschaft oder einem Konzernunternehmen der

Gesellschaft aufgrund der Ermächtigung des Vor-

stands durch Hauptversammlungsbeschluss vom 

19. Mai 2005 bis zum 18. Mai 2010 ausgegeben bzw.

garantiert werden, von ihren Wandlungs- oder

Optionsrechten Gebrauch machen bzw. ihre Verpflich-

tung zur Wandlung/Optionsausübung erfüllen und

das bedingte Kapital nach Maßgabe der Wandelan-

leihe- bzw. Optionsbedingungen benötigt wird. Die

neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjah-

res an, in dem sie aufgrund der Ausübung von Wand-

lungs- oder Optionsrechten bzw. der Erfüllung von

Wandlungs- bzw. Optionspflichten entstehen, am

Gewinn teil. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustim-

mung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der

Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung fest-

zusetzen.“

Bericht des Vorstands gemäß §§ 221 Abs. 4 Satz 2, 186 Abs.

4 Satz 2 AktG zu Punkt 6 der Tagesordnung:

Die vorgeschlagene Ermächtigung zur Ausgabe von

Schuldverschreibungen im Gesamtnennbetrag von bis

zu Euro 250.000.000,00 sowie zur Schaffung des dazu-

gehörigen bedingten Kapitals von bis zu Euro

11.023.398,00 (entsprechend zehn Prozent des derzeitigen

Grundkapitals) soll dem Vorstand mit Zustimmung des

Aufsichtsrats insbesondere bei günstigen Kapitalmarkt-

bedingungen den Weg zu einer im Interesse der Gesell-

schaft liegenden flexiblen und zeitnahen Finanzierung

eröffnen.
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Den Aktionären steht grundsätzlich das gesetzliche

Bezugsrecht auf die Wandel- bzw. Optionsanleihen zu.

Der Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge

ermöglicht die Ausnutzung der erbetenen Ermächtigung

durch runde Beträge. Dies erleichtert die Abwicklung des

Bezugsrechts der Aktionäre.

Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung

des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre voll-

ständig auszuschließen, wenn die Ausgabe der Schuld-

verschreibungen zu einem Kurs erfolgt, der den Markt-

wert dieser Anleihen nicht wesentlich unterschreitet.

Hierdurch erhält die Gesellschaft die Möglichkeit, günsti-

ge Marktsituationen sehr kurzfristig und schnell zu nut-

zen und durch eine marktnahe Festsetzung der Konditio-

nen bessere Bedingungen bei der Festlegung von Zins-

satz, Wandlungs- bzw. Optionspreis und Ausgabepreis

der Wandel- bzw. Optionsanleihen zu erreichen. Eine

marktnahe Konditionsfestsetzung und reibungslose

Platzierung wären bei Wahrung des Bezugsrechts nur

mit Einschränkungen möglich. Zwar gestattet § 186 Abs.

2 AktG eine Veröffentlichung des Bezugspreises (und

damit bei Wandel- bzw. Optionsanleihen der Konditio-

nen dieser Anleihe) bis zum drittletzten Tag der Bezugs-

frist. Angesichts der häufig zu beobachtenden Volatilität

an den Aktienmärkten besteht aber auch dann ein 

Marktrisiko über mehrere Tage, welches zu Sicherheits-

abschlägen bei der Festlegung der Anleihekonditionen

und so zu nicht marktnahen Konditionen führt. Auch ist

bei Bestand eines Bezugsrechts wegen der Ungewissheit

über dessen Ausübung (Bezugsverhalten) die erfolgrei-

che Platzierung bei Dritten gefährdet bzw. mit zusätz-

lichen Aufwendungen verbunden.

Für diesen Fall eines vollständigen Ausschlusses des

Bezugsrechts gilt gemäß § 221 Abs. 4 Satz 2 AktG die

Bestimmung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG sinngemäß. Die

dort geregelte Grenze für Bezugsrechtsausschlüsse von

zehn Prozent des Grundkapitals ist nach dem Beschluss-

inhalt einzuhalten. Aus § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ergibt
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sich ferner, dass der Ausgabepreis den Börsenpreis nicht

wesentlich unterschreiten darf. Hierdurch soll sicherge-

stellt werden, dass eine nennenswerte wirtschaftliche

Verwässerung des Wertes der Aktien nicht eintritt. Ob

ein solcher Verwässerungseffekt bei der bezugsrechts-

freien Ausgabe von Wandel- bzw. Optionsanleihen ein-

tritt, kann ermittelt werden, indem der hypothetische

Börsenpreis der Wandel- bzw. Optionsanleihen nach

anerkannten finanzmathematischen Methoden errech-

net und mit dem Ausgabepreis verglichen wird. Liegt

nach pflichtgemäßer Prüfung dieser Ausgabepreis nur

unwesentlich unter dem hypothetischen Börsenpreis

zum Zeitpunkt der Begebung der Wandel- oder Options-

anleihen, ist ein Bezugsrechtsausschluss wegen des nur

unwesentlichen Abschlags zulässig. Der Beschluss sieht

deshalb vor, dass der Vorstand vor Ausgabe der Wandel-

bzw. Optionsanleihen nach pflichtgemäßer Prüfung zu

der Auffassung gelangen muss, dass der vorgesehene

Ausgabepreis zu keiner nennenswerten Verwässerung

des Wertes der Aktien führt. Damit würde der rechneri-

sche Marktwert eines Bezugsrechts auf beinahe Null sin-

ken, so dass den Aktionären durch den Bezugsrechtsaus-

schluss kein nennenswerter wirtschaftlicher Nachteil

entstehen kann.

Soweit es der Vorstand in der jeweiligen Situation für

angemessen hält, sachkundigen Rat einzuholen, kann er

sich der Unterstützung durch Experten bedienen. So kön-

nen die die Emission begleitenden Konsortialbanken

und/oder andere Sachverständige dem Vorstand in

geeigneter Form versichern, dass eine nennenswerte

Verwässerung des Wertes der Aktien nicht zu erwarten

ist. Unabhängig von dieser Prüfung durch den Vorstand

ist eine marktgerechte Konditionsfestsetzung und damit

die Vermeidung einer nennenswerten Wertverwässe-

rung im Falle der Durchführung eines Bookbuilding-Ver-

fahrens gewährleistet. Bei diesem Verfahren werden die

Wandel- bzw. Optionsanleihen zwar zu einem festen

Ausgabepreis angeboten; jedoch werden einzelne Bedin-

gungen der Wandel- bzw. Optionsanleihen (z. B. Zinssatz

und Wandlungs- bzw. Optionspreis) auf der Grundlage

14



der von Investoren abgegebenen Kaufanträge festgelegt

und so der Gesamtwert der Anleihe marktnah bestimmt.

All dies stellt sicher, dass eine nennenswerte Verwässe-

rung des Wertes der Aktien durch den Bezugsrechtsaus-

schluss nicht eintritt.

Wahl der Abschlussprüfer und der Konzernabschluss-
prüfer für das Geschäftsjahr 2005

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die PwC Deutsche Revision

Aktiengesellschaft Wirtschaftsprüfungsgesellschaft,

Karlsruhe, und die Ernst & Young AG Wirtschaftsprü-

fungsgesellschaft, Mannheim, zu Abschlussprüfern und

Konzernabschlussprüfern für das Geschäftsjahr 2005 zu

wählen.

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung ist jeder

Aktionär berechtigt.

Zur Ausübung des Stimmrechts und zur Stellung von

Anträgen in der Hauptversammlung sind gemäß § 18 der

Satzung nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die ihre

Aktien spätestens am 13. Mai 2005 bis zum Ende der

Schalterstunden bei der Gesellschaft in Mannheim, Carl-

Reiss-Platz 1-5, bei einem deutschen Notar, einer Wertpa-

piersammelbank oder bei einer der nachstehenden Ban-

ken oder deren Niederlassungen hinterlegt haben und

bis zur Beendigung der Hauptversammlung dort belas-

sen:

Dresdner Bank AG, Frankfurt am Main,

Commerzbank AG, Frankfurt am Main,

Deutsche Bank AG, Frankfurt am Main,

Landesbank Baden-Württemberg, Stuttgart, Karlsruhe

und Mannheim.

7.
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Im Falle der Hinterlegung der Aktien bei einem deut-

schen Notar oder bei einer Wertpapiersammelbank ist

die von diesen auszustellende Bescheinigung spätestens

am 17. Mai 2005 bei der Gesellschaft in Mannheim einzu-

reichen.

Der Hinterlegung bei einer Hinterlegungsstelle wird

dadurch genügt, dass die Aktien mit Zustimmung der

Hinterlegungsstelle für sie bei einem Kreditinstitut bis

zur Beendigung der Hauptversammlung gesperrt wer-

den.

Der Aktionär kann sein Stimmrecht in der Hauptver-

sammlung auch durch einen Bevollmächtigten, bei-

spielsweise durch die depotführende Bank, eine Aktio-

närsvereinigung oder durch eine andere Person seiner

Wahl ausüben lassen.

Wir bieten unseren Aktionären außerdem an, von der

Gesellschaft benannte weisungsgebundene Stimm-

rechtsvertreter bereits vor der Hauptversammlung zu

bevollmächtigen. Die Aktionäre, die den von der Gesell-

schaft benannten Stimmrechtsvertretern eine Vollmacht

erteilen möchten, benötigen hierzu eine Eintrittskarte

zur Hauptversammlung. Um den rechtzeitigen Erhalt der

Eintrittskarte sicherzustellen, sollte die Bestellung mög-

lichst frühzeitig bei der Depotbank eingehen. Vollmach-

ten müssen schriftlich erteilt werden. Die von der Gesell-

schaft benannten Stimmrechtsvertreter benötigen in

jedem Fall Weisungen für die Ausübung des Stimm-

rechts. Ohne diese Weisungen werden sie von der Voll-

macht keinen Gebrauch machen. Die Stimmrechtsvertre-

ter sind verpflichtet, weisungsgemäß abzustimmen. Die

notwendigen Unterlagen und Informationen erhalten

die Aktionäre zusammen mit der Eintrittskarte.

Vollmachten und Weisungen an die Stimmrechtsvertre-

ter der Gesellschaft müssen bis 17. Mai 2005 bei der

Gesellschaft eingegangen sein, andernfalls können sie

nicht berücksichtigt werden.
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Der Jahresabschluss, der Konzernabschluss und der

zusammengefasste Lagebericht, der Bericht des Auf-

sichtsrats für das Geschäftsjahr 2004 sowie die Vor-

standsberichte zu den Tagesordnungspunkten 5 und 6,

die dort vollständig wiedergegeben sind, liegen in unse-

ren Geschäftsräumen für unsere Aktionäre zur Einsicht

aus. Von diesen Unterlagen wird jedem Aktionär auf Ver-

langen eine kostenlose Abschrift erteilt.

Die vollständige Tagesordnung wurde am 8. April 2005

im elektronischen Bundesanzeiger veröffentlicht und

steht im Internet unter www.bilfingerberger.de zum

Download bereit.

Wenn Sie Gegenanträge zu Vorschlägen von Vorstand

und Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der Tages-

ordnung oder Wahlvorschläge für die Wahl des

Abschluss- und Konzernabschlussprüfers haben, bitten

wir Sie, diese ausschließlich an:

Bilfinger Berger AG

Carl-Reiss-Platz 1-5

68165 Mannheim

Fax 0621 459-2221

zu richten. Anderweitig adressierte Anträge und Wahl-

vorschläge werden für die Zugänglichmachung nach 

§§ 126, 127 AktG nicht berücksichtigt. Wir werden zugäng-

lich zu machende Anträge und Wahlvorschläge von

Aktionären, wenn sie spätestens zwei Wochen vor 

dem Tag der Hauptversammlung unter der genannten

Adresse eingegangen sind, sowie eventuelle Stellung-

nahmen der Verwaltung unter der Internetadresse

www.bilfingerberger.de veröffentlichen.

Mannheim, im April 2005

Bilfinger Berger AG

Der Vorstand
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